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NEUES VOM EUGH 

Berichtigung des Vorsteuerab-
zugs bei Aussonderung und an-
schließendem Verkauf, sowie 
zur Aussonderung als Abfall, 
zur Zerstörung oder Entsor-
gung 
EuGH, Urteil vom 4. Mai 2023 – 
Rs. C-127/22 – BTK 

Das Vorabentscheidungsersuchen 
aus Bulgarien betrifft die Ausle-
gung der Vorsteuerberichtigungs-
vorschriften (Art. 184 bis 186 
MwStSystRL). 

Sachverhalt 
BTK ist eine Gesellschaft bulgari-
schen Rechts, die im Bereich Te-
lekommunikation tätig ist. Sie ist 
für ihre Tätigkeiten, die unter an-
derem in der Erbringung von Tele-
kommunikationsdiensten beste-
hen, mehrwertsteuerpflichtig. Für 
ihre Tätigkeiten erwirbt sie ver-
schiedene Investitionsgüter sowie, 
im Hinblick auf ihren Weiterver-
kauf, mobile Kommunikationsge-
räte und verschiedene Ausrüs-
tungsgegenstände, die für die 
Nutzung der von ihr erbrachten 
Dienste erforderlich oder hilfreich 
sind. Die bei diesen Erwerben ge-
zahlte Mehrwertsteuer ist Gegen-
stand von Vorsteuerabzügen. 

Im Zeitraum von Oktober 2014 bis 
Dezember 2017 sonderte BTK 
verschiedene Gegenstände wie 
Installationen, Ausrüstungsgegen-
stände oder Geräte aus, die aus 
verschiedenen Gründen, weil sie 

beispielsweise abgenutzt, fehler-
haft, veraltet oder ungeeignet wa-
ren, für unbrauchbar oder nicht 
verkaufsfähig gehalten wurden. 
Diese Aussonderungen erfolgten 
unter Einhaltung der anwendba-
ren nationalen Vorschriften. Sie 
bestanden konkret in der Ausbu-
chung der betreffenden Gegen-
stände aus der Bilanz des Unter-
nehmens. Anschließend wurden 
die Gegenstände entweder als 
Abfall an steuerpflichtige Drittun-
ternehmen verkauft, oder sie wur-
den zerstört oder entsorgt. 

Streitig ist, ob und inwieweit BTK 
zur Vorsteuerberichtigung aus den 
erworbenen Gegenständen ver-
pflichtet ist. Das angerufene 
oberste Verwaltungsgericht aus 
Bulgarien hat die Sache dem 
EuGH zur Vorabentscheidung vor-
gelegt. 

Aus den  
Entscheidungsgründen 
I. Zur Aussonderung und anschlie-
ßendem Verkauf des Abfalls:  

Gemäß Art. 185 Abs. 1 MwSt-
SystRL erfolge die Berichtigung 
des Vorsteuerabzugs insbeson-
dere dann, wenn sich die Fakto-
ren, die bei der Bestimmung des 
Vorsteuerabzugsbetrags berück-
sichtigt werden, nach Abgabe der 
Mehrwertsteuererklärung geän-
dert haben. Aus der Vorlageent-
scheidung gehe hervor, dass ein 
Teil der betreffenden Gegen-
stände schlussendlich vom Steu-
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erpflichtigen im Rahmen steuerba-
rer Umsätze verkauft worden 
seien. Damit sei die Vorausset-
zung erfüllt, unter der das Recht 
auf Vorsteuerabzug angewandt 
werden und weiterbestehen kann, 
nämlich dass diese Gegenstände 
im Rahmen wirtschaftlicher Tätig-
keiten verwendet worden sind, die 
der Mehrwertsteuer unterliegen. 
Insoweit sei es ohne Bedeutung, 
dass der Verkauf von Abfall nicht 
zu den gewöhnlichen wirtschaftli-
chen Tätigkeiten des Steuerpflich-
tigen gehört, der einen solchen 
Verkauf vornimmt, oder dass der 
Veräußerungswert der betreffen-
den Gegenstände niedriger ist als 
ihr ursprünglicher Wert, weil sie 
als Abfall verkauft wurden oder 
weil aus dem gleichen Grund ihre 
ursprüngliche Beschaffenheit ge-
ändert worden sei. Art. 185 Abs. 1 
MwStSystRL sei daher dahin aus-
zulegen, dass die Aussonderung 
eines nach Ansicht des Unterneh-
mens im Rahmen seiner gewöhn-
lichen wirtschaftlichen Tätigkeiten 
unbrauchbar gewordenen Gegen-
stands, gefolgt vom mehrwert-
steuerpflichtigen Verkauf dieses 
Gegenstands als Abfall, keine 
„Änderung der Faktoren, die bei 
der Bestimmung des Vorsteuerab-
zugsbetrags berücksichtigt wer-
den“, im Sinne dieser Bestimmung 
darstelle. 

II. Zur Aussonderung und an-
schließenden Zerstörung oder 
Entsorgung: 

Erstens sei festzustellen, dass die 
Zerstörung eines Gegenstands 
zwangsläufig dazu führe, dass er 
nicht mehr im Rahmen von be-
steuerten Umsätzen verwendet 
werden kann. Folglich führe dieser 
Umstand zu einer Unterbrechung 
des engen und unmittelbaren Zu-
sammenhangs zwischen dem 
Recht auf Vorsteuerabzug und der 
Verwendung des betreffenden 
Gegenstands für besteuerte Aus-
gangsumsätze. Er stelle somit 
eine Änderung der Faktoren im 
Sinne von Art. 185 Abs. 1 MwSt-
SystRL, die bei der Bestimmung 

des Vorsteuerabzugsbetrags be-
rücksichtigt werden, dar.  

Dies werde auch dadurch bestä-
tigt, dass die Zerstörung in Art. 
185 Abs. 2 MwStSystRL bei den 
möglichen Ausnahmen von der 
Berichtigungspflicht genannt 
werde. 

Zweitens seien die Begriffe „Zer-
störung“ und „Verlust“ im Sinne 
von Art. 185 Abs. 2 MwStSystRL 
in Ermangelung einer Definition 
entsprechend ihrem Sinn nach 
dem gewöhnlichen Sprachge-
brauch und unter Berücksichti-
gung des Zusammenhangs, in 
dem sie verwendet werden, zu be-
stimmen. Im gewöhnlichen 
Sprachgebrauch bezeichne das 
Wort „Zerstörung“ die Handlung, 
einen Gegenstand tiefgreifend zu 
verändern, ihn zu beseitigen, in-
dem er demoliert wird, ihn zu ver-
nichten. Der Begriff „Verlust“, auf 
einen Gegenstand bezogen, be-
deute, dass ein Gegenstand ent-
zogen wird, an dem man Eigen-
tum oder ein Nutzungsrecht hatte. 
Daraus folge, dass sich der Ver-
lust eines Gegenstands nicht aus 
einer vorsätzlichen Handlung sei-
nes Eigentümers oder Besitzers 
ergeben könne, während dies im 
Fall der Zerstörung nicht ausge-
schlossen sei. 

Die in Art. 185 Abs. 2 MwSt- 
SystRL genannten Fälle der Zer-
störung, des Verlusts und des 
Diebstahls würden den Fällen ei-
nes erlittenen wirtschaftlichen Ver-
lusts entsprechen, die gemäß Art. 
185 Abs. 2 Unterabs. 1 MwSt-
SystRL ordnungsgemäß nachge-
wiesen oder belegt werden müss-
ten. 

Im vorliegenden Fall sei die Zer-
störung der betreffenden Gegen-
stände durch ein Tätigwerden des 
Steuerpflichtigen erfolgt. Daher 
sei davon auszugehen, dass es 
sich um eine „Zerstörung“ und 
nicht um einen „Verlust“ im Sinne 
von Art. 185 Abs. 2 MwStSystRL 
gehandelt habe. 

Um unter Art. 185 Abs. 2 MwSt-
SystRL zu fallen, müsse die Zer-
störung eines zum Vermögen des 
Steuerpflichtigen gehörenden Ge-
genstands allerdings ordnungsge-
mäß nachgewiesen oder belegt 
werden, und es kann nur diejenige 
Zerstörung eines Gegenstands 
berücksichtigt werden, die auf-
grund des objektiven Verlusts des 
Nutzens dieses Gegenstands im 
Rahmen der gewöhnlichen wirt-
schaftlichen Tätigkeiten des Steu-
erpflichtigen beschlossen wurde, 
was das vorlegende Gericht zu 
überprüfen habe. 

Entsorgungsarten wie die Depo-
nierung eines Gegenstands müss-
ten so angesehen werden, dass 
sie zu seiner „Zerstörung“ im 
Sinne von Art. 185 Abs. 2 Unter-
abs. 1 MwStSystRL führen, da sie 
konkret zum unumkehrbaren Ver-
schwinden dieses Gegenstands 
führten. 

Art. 185 MwStSystRL i sei dahin 
auszulegen, dass die Aussonde-
rung eines nach Ansicht des Un-
ternehmens im Rahmen seiner 
gewöhnlichen wirtschaftlichen Tä-
tigkeiten unbrauchbar geworde-
nen Gegenstands, gefolgt von der 
vorsätzlichen Zerstörung dieses 
Gegenstands, eine „Änderung der 
Faktoren, die bei der Bestimmung 
des Vorsteuerabzugsbetrags be-
rücksichtigt werden“, im Sinne von 
Art. 185 Abs. 1 MwStSystRL dar-
stellt. Allerdings stelle eine solche 
Situation unabhängig von ihrem 
vorsätzlichen Charakter eine „Zer-
störung“ im Sinne von Art. 185 
Abs. 2 Unterabs. 1 MwStSystRL 
dar, so dass diese Änderung 
keine Berichtigungspflicht nach 
sich ziehe, sofern diese Zerstö-
rung ordnungsgemäß nachgewie-
sen oder belegt sei und der Ge-
genstand objektiv jeden Nutzen im 
Rahmen der wirtschaftlichen Tä-
tigkeiten des Steuerpflichtigen 
verloren hatte. Die ordnungsge-
mäß nachgewiesene Entsorgung 
eines Gegenstands sei seiner Zer-
störung gleichzusetzen, sofern sie 
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konkret zum unumkehrbaren Ver-
schwinden dieses Gegenstands 
führe. 

III. Zum entgegenstehenden bul-
garischen Recht: 

Schließlich  sei Art. 185 MwSt- 
SystRL dahin auszulegen, dass er 
nationalen Rechtsvorschriften ent-
gegenstehe, wonach der Vorsteu-
erabzug beim Erwerb eines Ge-
genstands zu berichtigen sei, 
wenn dieser ausgesondert wurde, 
weil der Steuerpflichtige der An-
sicht gewesen sei, dass er im 
Rahmen seiner gewöhnlichen 
wirtschaftlichen Tätigkeiten un-
brauchbar geworden sei, und der 
Gegenstand anschließend entwe-
der mehrwertsteuerpflichtig ver-
kauft oder in einer Weise zerstört 
oder entsorgt wurde, die konkret 
zu seinem unumkehrbaren Ver-
schwinden geführt habe, sofern 
diese Zerstörung ordnungsgemäß 
nachgewiesen oder belegt  sei 
und der Gegenstand objektiv je-
den Nutzen im Rahmen der wirt-
schaftlichen Tätigkeiten des Steu-
erpflichtigen verloren hatte. 

Bitte beachten Sie: 
Bereits mit Urteil vom 18. Oktober 
2012 (C-234/11) hatte der EuGH 
einen vergleichbaren Fall zu ent-
scheiden gehabt. Damals ging es 
um den Erwerb einer Immobilie 
und deren anschließende Zerstö-
rung zum Zwecke der Modernisie-
rung. Auch hier kam der EuGH 
aufgrund der Vorlage eines bulga-
rischen Gerichts zu dem Ergebnis, 
dass keine Vorsteuerberichtigung 
zu erfolgen habe, weil damit keine 
Änderung der bei der Bestimmung 
des Vorsteuerabzugsrechts zu be-
stimmenden Faktoren verbunden 
gewesen sei.  

Mit dem vorliegenden Urteil hat 
der EuGH nochmals klargestellt, 
dass die Aussonderung von Ge-
genständen (durch Ausbuchung 
von Wirtschaftsgütern oder Lager-
beständen aus der Bilanz des 

Steuerpflichtigen) aufgrund der 
Tatsache, dass von ihnen kein 
wirtschaftlicher Nutzen mehr zu 
erwarten ist, da sie z.B. abge-
nutzt, fehlerhaft oder ungeeignet 
sind oder nicht zweckentspre-
chend eingesetzt werden können, 
grundsätzlich eine Änderung der 
Faktoren des Vorsteuerabzugs 
nach Art. 185 Abs. 1 MwStSystRL 
und damit auch nach § 15a UStG 
darstellt.  

Zugleich hat er festgestellt, dass 
die Zerstörung oder der Verlust 
nicht durch Ereignisse verursacht, 
worden sein muss, die außerhalb 
der Kontrolle des Steuerpflichtigen 
liegen und von diesem nicht vor-
hergesehen und vermieden wer-
den konnten. Es reicht danach 
vielmehr aus, dass die Zerstörung 
durch die Entsorgung auf einer 
Deponie nachweislich zum unum-
kehrbaren „Verschwinden" dieses 
Gegenstands geführt hat. 
 
Im Ergebnis entspricht die Auffas-
sung des EuGH auch dem Ab-
schnitt 15a.3 Abs. 7 UStAE, wo-
nach für ein Wirtschaftsgut, das 
vor Ablauf des Berichtigungszeit-
raums unbrauchbar und nicht 
mehr zur Ausführung von Umsät-
zen verwendet wird, der Berichti-
gungszeitraum endet. Die Verkür-
zung des Berichtigungszeitraums 
stellt sich damit als eine Möglich-
keit dar, um dem Unionsrecht 
Rechnung zu tragen, wonach eine 
Berichtigung des Vorsteuerabzugs 
zu unterbleiben hat, wenn ein Ge-
genstand unumkehrbar zerstört 
(unbrauchbar) geworden ist. 

 

Sanktionen bei Nichtbeachtung 
der Verpflichtungen durch das 
Unternehmen 
EuGH, Urteil vom 17. Mai 2023 – 
Rs. C-418/22 – CEZAM 

Das Urteil betrifft einen Rechts-
streit zwischen der SA CEZAM 
und dem belgischen Staat über 

mehrere Bescheide vom Januar 
bzw. März 2018 der belgischen 
Steuerverwaltung, mit denen ge-
gen diese Gesellschaft Geldbu-
ßen wegen Verstößen gegen die 
Mehrwertsteuervorschriften ver-
hängt wurde.  

Sachverhalt 
CEZAM hat seit Juni 2013 bis 
zum Erlass des Bescheides keine 
turnusmäßigen Mehrwertsteuerer-
klärungen mehr eingereicht und 
die geschuldete Mehrwertsteuer 
nicht entrichtet.  

Das belgische Gericht wollte in 
seinem Vorabentscheidungsersu-
chen an den EuGH im Wesentli-
chen wissen, ob das Unionsrecht 
nationalen Rechtsvorschriften ent-
gegensteht, nach denen die Miss-
achtung der Pflicht zur Erklärung 
und Entrichtung der Mehrwert-
steuer an den Fiskus mit einer 
pauschalen Geldbuße in Höhe 
von 20 Prozent des Mehrwertsteu-
erbetrags geahndet wird, die vor 
Abzug der Vorsteuer geschuldet 
worden wäre. 

Aus den  
Entscheidungsgründen 
Der EuGH weist in seinem Urteil 
darauf hin, dass die Mitgliedstaa-
ten verpflichtet seien, alle Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften zu 
erlassen, die geeignet seien, die 
Erhebung der gesamten in ihrem 
jeweiligen Hoheitsgebiet geschul-
deten Mehrwertsteuer zu gewähr-
leisten und den Betrug zu be-
kämpfen. In Ermangelung einer 
Harmonisierung seien die Mit-
gliedstaaten befugt, die Sanktio-
nen zu wählen, die ihnen sachge-
recht erscheinen. Sie seien jedoch 
verpflichtet, bei der Ausübung ih-
rer Befugnisse das Unionsrecht 
und seine allgemeinen Grunds-
ätze, also auch die Grundsätze 
der Verhältnismäßigkeit und der 
steuerlichen Neutralität, zu beach-
ten. Ferner sei darauf hinzuwei-
sen, dass die Mitgliedstaaten bei 
der Wahl der Sanktionen den Ef-
fektivitätsgrundsatz zu beachten 
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haben, der dazu verpflichtet, wirk-
same und abschreckende Sankti-
onen zur Bekämpfung von Verstö-
ßen gegen harmonisierte 
Regelungen auf dem Gebiet der 
Mehrwertsteuer einzuführen und 
die finanziellen Interessen der 
Union zu schützen. 

In jedem Fall lasse sich vorbehalt-
lich der dem vorlegenden Gericht 
obliegenden Prüfungen nicht fest-
stellen, dass die Verhängung von 
Geldbußen in Höhe von 20 Pro-
zent der Mehrwertsteuer, die vor 
Abzug der Vorsteuer geschuldet 
worden wäre, in Anbetracht der 
Art und der Schwere der CEZAM 
vorgeworfenen Verstöße und an-
gesichts dessen, dass Sanktionen 
in Mehrwertsteuersachen wirksam 
und abschreckend sein müssen, 
über das hinausginge, was zur Si-
cherstellung der genauen Erhe-
bung der Steuer und zur Vermei-
dung von Steuerhinterziehungen 
erforderlich sei. 

Im vorliegenden Fall ließen sich 
den Akten keine Anhaltspunkte 
dafür entnehmen, dass die gegen 
CEZAM verhängten Geldbußen 
geeignet wären, das Vorsteuerab-
zugsrecht des Steuerpflichtigen in 
Frage zu stellen oder zu vereiteln. 
CEZAM könne sich auch nicht zu 
ihren Gunsten auf die bisherige 
Rechtsprechung des EuGH beru-
fen.  

Das Urteil vom 9. Juli 2015 – Rs. 
C- 183/14 - Salomie und Oltean 
könne nicht herangezogen wer-
den, weil dort Pflichtverletzungen 
nicht mit einer Geldbuße, sondern 
mit der Versagung des Vorsteuer-
abzugsrechts sanktioniert worden 
seien. Das Gleiche gelte für das 
Urteil vom 8. Mai 2019 (Rs. C-
712/17 - EN.SA). Hier sei gleich-
falls über die Verhängung einer 
Geldbuße von 100 Prozent des 
Vorsteuerabzugs entschieden 
worden.  

 

Differenzbesteuerung auf  
Verkauf von  
Gebrauchtgegenständen 
EuGH, Urteil vom 17. Mai 2023 – 
Rs. C-365/22 - IT 

Das Urteil betrifft die Auslegung 
von Art. 311 Abs. 1 Nr. 1 MwSt-
SystRL. Es erging im Rahmen ei-
nes Rechtsstreits zwischen IT und 
dem belgischen Staat über die 
Weigerung der belgischen Steuer-
verwaltung, die Regelung über die 
Differenzbesteuerung auf be-
stimmte, von IT getätigte Verkäufe 
von Fahrzeugen anzuwenden. 

Sachverhalt 
IT verkauft Gebrauchtfahrzeuge 
und Autowracks. Im Rahmen die-
ser Tätigkeit erwirbt er insbeson-
dere Fahrzeuge mit Totalschaden 
von Versicherungsunternehmen 
und verkauft sie als Autowracks 
oder „zum Ausschlachten“ an 
Dritte weiter. Die Steuerverwal-
tung entschied, Rechnungen, die 
den Ausdruck „Zum Ausschlach-
ten verkaufte Fahrzeuge“ enthiel-
ten, bzw. Rechnungen, die Auto-
wracks betrafen, von der 
Differenzbesteuerung auszu-
schließen. IT erhob gegen diese 
Entscheidung Klage und legte ge-
gen das abweisende Urteil bei 
dem Kassationshof, dem vorle-
genden Gericht, Kassationsbe-
schwerde ein. Dieser befragte den 
EuGH, wie Art. 311 Abs. 1 Nr. 1 
MwStSystRL auszulegen sei. 

Aus den  
Entscheidungsgründen 
Der EuGH hat entschieden, dass 
Gebrauchtgegenstände“ nach Art. 
311 Abs. 1 Nr. 1 MwStSystRL sol-
che  „bewegliche körperliche Ge-
genstände seien, die in ihrem der-
zeitigen Zustand oder nach 
Instandsetzung erneut verwend-
bar sind“. Er hat hierzu auf sein 
Urteil vom 18. Januar 2017 – Rs. 
C-471/15 – Sjelle Autogenbrug 
verwiesen. Damals hatte er aus-
geführt, dass dieser Begriff auch 
solche bewegliche körperliche Ge-
genständeeinschließe, die von ei-

nem anderen Gegenstand stamm-
ten, dessen Bestandteile sie wa-
ren.  Für die Einordnung als „Ge-
brauchtgegenstand“ sei nur 
erforderlich, dass dem gebrauch-
ten Gegenstand weiterhin die 
Funktionen zukomme, die er im 
Neuzustand hatte, und dass er 
daher in seinem derzeitigen Zu-
stand oder nach Instandsetzung 
erneut verwendbar sei. 

Es trifft laut EuGH zu, dass sich 
das Ausgangsverfahren im Unter-
schied zu der Rechtssache Sjelle 
Autogenbrug, durch die Tatsache 
auszeichne, dass der steuerpflich-
tige Wiederverkäufer die Teile 
nicht aus dem endgültig stillgeleg-
ten Fahrzeug entnommen habe, 
das er erworben habe, um seiner-
seits die Teile wiederzuverkaufen. 
Hier sei das Fahrzeug in seinem 
derzeitigen Zustand „zum Aus-
schlachten“ wiederverkauft wor-
den, d. h. für eine weitere Verwen-
dung der Teile dieses Fahrzeugs 
als Ersatzteile, was an der Ein-
schätzung des EuGH im Urteil 
Sjelle Autogenbrugg nichts än-
dere.   

Im Ergebnis sei Art. 311 Abs. 1 
Nr. 1 MwStSystRL dahin auszule-
gen, dass endgültig stillgelegte 
Kraftfahrzeuge, die ein Unterneh-
men von in Art. 314 dieser Richtli-
nie genannten Personen erwor-
ben habe und die „zum 
Ausschlachten“ verkauft werden 
sollten, ohne dass die verwertba-
ren Teile aus den Fahrzeugen 
entnommen wurden, Gebraucht-
gegenstände im Sinne von Art. 
311 Abs. 1 Nr. 1 MwStSystRL dar-
stellen würden. Dies setze voraus, 
dass sie zum einen noch Teile 
enthalten, die die Funktionen be-
halten haben, die sie im Neuzu-
stand hatten, so dass sie in ihrem 
derzeitigen Zustand oder nach In-
standsetzung erneut verwendet 
werden könnten. Zum anderen 
müsse feststehen, dass diese 
Fahrzeuge aufgrund einer solchen 
Wiederverwendung der Teile in ih-
rem Wirtschaftszyklus geblieben 
seien. 
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NEUES VOM BMF 

Umsatzsteuerliche Behandlung 
von Reihengeschäften 
BMF, Schreiben vom 25. April 
2023 - III C 2 - S 7116-a/19/10001 
:003 

Wie bereits im VAT Newsletter 
April 2023 erwähnt, wurde das 
lang erwartete BMF-Schreiben 
(der Entwurf trug das Datum vom 
22. Juni 2022) nunmehr veröffent-
licht. Abschnitt 3.14 UStAE „Rei-
hengeschäfte“ wurde entspre-
chend mit neuen Beispielen 
geändert. 

Wie angekündigt, haben wir die 
sich ergebenden Auswirkungen 
auf die Praxis ausführlich im Rah-
men unserer diesjährigen hybri-
den Umsatzsteuer-Jahrestagung 
am 23. Mai 2023 sowohl im Rah-
men eines Vortrags als auch einer 
Podiumsdiskussion aus dem 
Blickwinkel der Finanzverwaltung, 
der Gerichtsbarkeit sowie der 
Rechtsprechung erörtert. Auf fol-
gende Punkte möchten wir beson-
ders hinweisen: 

Verwendung der Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer durch 
den Zwischenhändler 
Gelangt der Gegenstand der Lie-
ferung aus dem Gebiet eines Mit-
gliedstaates in das Gebiet eines 
anderen Mitgliedstaates und ver-
wendet der Zwischenhändler ge-
genüber dem leistenden Unter-
nehmer bis zum Beginn der 
Beförderung oder Versendung 
eine ihm vom Mitgliedstaat des 
Beginns der Beförderung oder 
Versendung erteilte Umsatz-
steuer-Identifikationsnummer, ist 
die Beförderung oder Versendung 
seiner Lieferung zuzuordnen. 

Nach Abschnitt 3.14 Abs. 10 
UStAE erfordert dies ein positives 
Tun des Zwischenhändlers bis 
zum Beginn des Transports. Die 
verwendete USt-IdNr. soll in dem 
jeweiligen Auftragsdokument 
schriftlich festgehalten werden. 
Bei mündlicher Erteilung eines 

Auftrags muss die rechtzeitige 
Verwendung der USt-IdNr. vom 
mittleren Unternehmer dokumen-
tiert werden. Es reicht ebenfalls 
aus, wenn der mittlere Unterneh-
mer dokumentiert, dass er gegen-
über seinem leistenden Unterneh-
mer erklärt hat, die ihm vom 
Abgangsstaat erteilte USt-IdNr. für 
alle künftigen Lieferungen verwen-
den zu wollen. Eine in einem Do-
kument lediglich formularmäßig 
eingedruckte USt-IdNr. reicht nicht 
aus. 

Bemerkenswert ist, dass die Ver-
waltung ein positives Tun des Zwi-
schenhändlers  auch dann für ge-
geben erachtet, wenn dessen 
Leistungsempfänger (Erwerber) 
die Erklärung über die Unterneh-
mereigenschaft und den unterneh-
merischen Bezug objektiv nach-
vollziehbar vorgenommen hat und 
der Leistungsbezug vom Leis-
tungsempfänger in zutreffender 
Weise erklärt worden ist, der Zwi-
schenhändler seinen Meldepflich-
ten nach § 18a UStG nachgekom-
men ist und die Rechnung über 
die Leistung einen Hinweis auf die 
USt-IdNr. des Leistungsempfän-
gers, die nach § 18a Abs. 7 UStG 
in der Zusammenfassenden Mel-
dung angegeben wurde, enthält.  

Nichtbeanstandungsregelung 
Die Grundsätze des BMF-Schrei-
bens sind in allen offenen Fällen 
anzuwenden. Für den Zeitraum 
bis zur Veröffentlichung des BMF-
Schreibens wird es nicht bean-
standet, wenn die Zuweisung der 
Transportverantwortlichkeit von 
den Beteiligten einvernehmlich 
abweichend von Abschnitt 3.14 
Absätze 7 bis 11 UStAE bestimmt 
worden ist. 

Diese Nichtbeanstandungsrege-
lung lässt es also zu, dass die Be-
teiligten in der Vergangenheit bis 
zur Veröffentlichung des BMF-
Schreibens am 25. April 2023 von 
einem (aus der neueren Sicht der 
Verwaltung) unzutreffenden 
Transportverantwortlichen ausge-

gangen sind, wenn sie dies ein-
vernehmlich so vollzogen haben 
und dies auch durch entspre-
chende Dokumentation nachwei-
sen können. Damit ist diese Nicht-
beanstandungsregelung weit 
auszulegen.  

Bitte beachten Sie:  
Oftmals führt die Steuerfindungs-
logik im ERP-System zu einer 
nicht korrekten umsatzsteuerli-
chen Abbildung von Reihenge-
schäften. In der Praxis wird im 
Rahmen der Steuerfindung des 
ersten Lieferers oftmals auf das 
Ansässigkeitsland des Kunden 
(mittleren Unternehmers) abge-
stellt, obwohl tatsächlich das 
Empfangsland ausschlaggebend 
ist. 

Daher empfehlen wir, die system-
seitig hinterlegte Steuerfindung zu 
prüfen und gegebenenfalls anzu-
passen.  

Zudem müssen Informationen aus 
verschiedenen Bereichen des Un-
ternehmens zusammenkommen, 
um Reihengeschäfte korrekt abbil-
den zu können. Diverse Abteilun-
gen wie Steuern, Logistik, Ver-
trieb, Einkauf und Accounting 
sollten im Hinblick auf die neuen 
Regelungen, insbesondere bezüg-
lich Transportbeauftragung und 
des Zeitpunkts der Verwendung 
der USt-IdNr., geschult werden. 
Im Hinblick auf ein funktionieren-
des Tax CMS empfehlen sich 
auch Prozessanpassungen, um 
die korrekte Identifizierung und 
Darstellung von Reihengeschäften 
zu gewährleisten.   

Reihengeschäfte sollten aufgrund 
der nun verfügbaren Verwaltungs-
auffassung, die oben nur punktuell 
dargestellt wurde, auf deren kor-
rekte umsatzsteuerrechtliche Be-
handlung hin überprüft werden. 
Sollten Reihengeschäfte in der 
Vergangenheit nicht korrekt abge-
bildet worden sein, ist zu prüfen, 
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inwieweit die Nichtbeanstan-
dungsregelung hierauf Anwen-
dung findet. Für die Zukunft emp-
fiehlt es sich und kann es 
notwendig sein, Steuerfindungslo-
giken und Prozesse im Unterneh-
men anzupassen und die ver-
schiedenen Bereiche 
entsprechend zu schulen.   

Bitte hören Sie hierzu auch in un-
seren Podcast VAT to Go rein. 

 

Jetzt neu: Umsatzsteuer- 
Podcast „VAT to go“ 
 
Kennen Sie schon unseren neuen 
Umsatzsteuer-Podcast „VAT to 
go“? Ab sofort informieren wir re-
gelmäßig und kompakt zu den 
wichtigsten Entwicklungen rund 
um die Umsatzsteuer und deren 
Auswirkungen auf Unternehmen. 
Kathrin Feil, Partnerin bei KPMG 
und Rainer Weymüller, bis vor 
kurzem Vorsitzender Richter am 
Finanzgericht München und seit 
März 2023 als Of Counsel bei 
KPMG tätig, haben spannende In-
fos für Sie – jetzt in die aktuelle 
Folge “Der Umsatzsteuer-Podcast 
- das sollten Sie zu Reihenge-
schäften wissen“ reinhören. 

 

 

 

 

Besteuerung von Reiseleistun-
gen von Unternehmen mit Sitz 
im Drittland 
BMF, Schr. v. 27. Juni 2023 – III C 
2 - S 7419/19/10002 :004 

Mit BMF-Schreiben vom 29. Ja-
nuar 2021 wurde beschlossen, 
dass § 25 UStG bei Reiseleistun-
gen von Unternehmern mit Sitz im 

Drittland und ohne feste Nieder-
lassung im Gemeinschaftsgebiet 
nicht anwendbar ist. 

Aus Gründen des Vertrauens-
schutzes wird es nicht bean-
standet, wenn auf bis zum 31. De-
zember 2020 ausgeführte 
Reiseleistungen von Unterneh-
mern mit Sitz im Drittland und 
ohne feste Niederlassung im Ge-
meinschaftsgebiet die Sonderre-
gelung des § 25 UStG angewen-
det wird. 

Diese Nichtbeanstandungsrege-
lung wurde wiederholt verlängert, 
zuletzt bis zum 31. Dezember 
2023. 

Nunmehr wurde die Nichtbean-
standungsregelung um weitere 
drei Jahre bis zum 31. Dezember 
2026 verlängert. 

 

Steuerliche Erfassung von  
Betreiberinnen und Betreibern 
bestimmter kleiner  
Photovoltaikanlagen 
BMF, Schreiben vom 12. Juni 
2023 - IV A 3 - S 0301/19/10007 
:012 

Das BMF weist darauf hin, dass 
durch das Jahressteuergesetz 
2022 eine ab 1. Januar 2022 an-
zuwendende ertragsteuerliche 
Steuerbefreiung (vgl. § 3 Nummer 
72 i. V. m. § 52 Absatz 4 Satz 6 
EStG) für bestimmte kleine Photo-
voltaikanlagen sowie ein ab 1. Ja-
nuar 2023 anzuwendender um-
satzsteuerlicher Nullsteuersatz für 
die Lieferung und Installation be-

stimmter Photovoltaikanlagen ein-
geführt worden sei (vgl. § 12 Ab-
satz 3 UStG). 

Grundsatz zur steuerlichen  
Erfassung 
Auch in Fällen, in denen die Ein-
nahmen und Entnahmen aus dem 
Betrieb von Photovoltaikanlagen 
nach § 3 Nummer 72 EStG steu-
erfrei sind und die Umsatzsteuer 
auf Umsätze aus dem Betrieb von 
Photovoltaikanlagen auf Grund 
der Kleinunternehmerregelung 
nach § 19 UStG nicht erhoben 
werde, seien Betreiberinnen und 
Betreiber (natürliche und juristi-
sche Personen sowie Personen-
vereinigungen) von Photovoltaik-
anlagen nach § 138 Absatz 1 und 
1b AO grundsätzlich zur Anzeige 
der Eröffnung eines gewerblichen 
Betriebs oder einer Betriebstätte 
und zur Übermittlung eines Frage-
bogens zur steuerlichen Erfas-
sung verpflichtet. 

Nichtbeanstandungsregelung 
Es werde nicht beanstandet, wenn 
Betreiberinnen und Betreiber von 
Photovoltaikanlagen, die 

̶ Gewerbetreibende im Sinne 
des § 15 EStG sind, bei Eröff-
nung eines Betriebs, der sich 
auf das Betreiben von nach § 3 
Nummer 72 EStG begünstig-
ten Photovoltaikanlagen be-
schränkt, und  

̶ in umsatzsteuerlicher Hinsicht 
Unternehmer sind, deren Un-
ternehmen sich ausschließlich 
auf den Betrieb einer Photovol-
taikanlage im Sinne des § 12 
Absatz 3 Nummer 1 Satz 1 
UStG sowie ggf. eine steuer-
freie Vermietung und Verpach-
tung nach § 4 Nummer 12 
UStG beschränkt und die die 
Kleinunternehmerregelung 
nach § 19 UStG anwenden,  

auf die steuerliche Anzeige über 
die Aufnahme einer Erwerbstätig-
keit nach § 138 Absatz 1 AO und 
die Übermittlung des Fragebo-
gens zur steuerlichen Erfassung 

https://open.spotify.com/episode/04BhjCOYr4gw2TEqjddz6z
https://open.spotify.com/episode/04BhjCOYr4gw2TEqjddz6z
https://open.spotify.com/episode/04BhjCOYr4gw2TEqjddz6z
https://open.spotify.com/episode/04BhjCOYr4gw2TEqjddz6z
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nach § 138 Absatz 1b AO an das 
zuständige Finanzamt verzichten. 
Die vorstehende Bestimmung 
gelte mit sofortiger Wirkung in al-
len Fällen, in denen die diesbe-
zügliche Erwerbstätigkeit ab dem 
1. Januar 2023 aufgenommen 
worden sei. 

Umstände des Einzelfalls 
Sollte es aus den weiteren Um-
ständen des Einzelfalls erforder-
lich werden, könnten die örtlich 
zuständigen Finanzämter in die-
sen Fällen gesondert zur Über-
mittlung eines Fragebogens zur 
steuerlichen Erfassung nach 
§ 138 Absatz 1b AO auffordern. 

 

SONSTIGES 

Vorsteuerabzug aus der Zu-
schussgewährung (Rechnung 
des Kantinenbetreibers) 
FG Baden-Württemberg, Urteil 
vom 6. Oktober 2022 – 12 K 
2971/20, rkr. 

Das Urteil betrifft den Vorsteuer-
abzug des Arbeitgebers aus dem 
Zuschuss an den Kantinenbetrei-
ber (sogenannte fremdbewirt-
schaftete Kantine). Mit dem Zu-
schuss verbilligte der Arbeitgeber 
die Pausenverpflegung der Be-
schäftigten.  

Sachverhalt 
Die Klägerin hatte mit einem ex-
ternen Kantinenbetreiber einen 
Vertrag abgeschlossen, in dem 
sie die Modalitäten der Mitarbei-
terversorgung vorgegeben hat.  

Zu den besonderen Umständen 
im Streitfall gehörte, dass eine In-
dividualverpflegung der Beschäf-
tigten praktisch nicht möglich war, 
weil es sich um einen Schichtbe-
trieb mit festen Pausen handelte, 
der Betrieb abgelegen war und 
keine Gelegenheit bot, dass sich 
die Beschäftigten ihr Essen hätten 
selbst zubereiten können.  

Nach dem das FA den Vorsteuer-
abzug aus der Zuschussgewäh-
rung endgültig abgelehnt hatte, er-
hob das Unternehmen erfolgreich 
eine Klage beim Finanzgericht.      

Aus den Entscheidungsgrün-
den 

Das Finanzgericht hat aufgrund 
der besonderen Umstände des 
Streitfalls einen Vorsteuerabzug 
des Unternehmens aus der Rech-
nung über die Zuschussgewäh-
rung an den externen Kantinenbe-
treiber bejaht. 

Ein Vorsteuerabzug komme dann 
nicht in Betracht, wenn die er-
brachte Bewirtschaftungsleistung 
bereits im Zeitpunkt ihres Bezugs, 
ausschließlich und unmittelbar für 
eine unentgeltliche Wertabgabe 
im Sinne von § 3 Abs. 9a Nr. 2 
UStG zu verwenden beabsichtigt 
sei und die Mitarbeiter einen verb-
rauchbaren Vorteil erlangen wür-
den. Dies könne dann gegeben 
sein, wenn die Bewirtschaftung 
der Kantine dem privaten Bedarf 
der Mitarbeiter diene und nicht 
durch besondere Umstände der 
wirtschaftlichen Tätigkeit des Un-
ternehmens bedingt sei. 

Vorliegend seien die Bewirtschaf-
tungsleistungen des Kantinenbe-
treibers im eigenen unternehmeri-
schen Interesse des Arbeitgebers 
erfolgt und durch besondere Um-
stände der wirtschaftlichen Tätig-
keit des Unternehmens bedingt 
gewesen. Dadurch überwog deut-
lich das Interesse des Arbeitge-
bers an der innerbetrieblichen 
Verköstigung gegenüber dem Vor-
teil, der sich für die dort Beschäf-
tigten aus der verbilligten Abgabe 
der Speisen ergeben habe. 

Zu den besonderen Umständen 
gehörten im Streitfall: die Lage, 
die Betriebsart und die Betriebs-
führung. Aufgrund der Art der Tä-
tigkeit (ein Produktionsbetrieb, 
des Pausenreglements mit Still-
stand der Fertigungslinien wäh-

rend der Pausen, die Kantinenbe-
wirtschaftung innerhalb des Be-
triebsgeländes mit kurzen Wegen 
zwischen Produktion, Verpfle-
gungsmöglichkeiten und „Aufent-
haltsräumen“, um die Einhaltung 
der Pausenzeiten gewährleisten 
zu können), der Lage des Unter-
nehmens (Ortsrand außerhalb ei-
nes Ballungsgebiets, die er-
schwerte Erreichbarkeit mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln und 
die Parkplatzsituation) und der 
Möglichkeit, hierdurch einen Wett-
bewerbsvorteil bei der Suche 
nach qualifizierten Beschäftigten 
zu erlangen, dienten die Ein-
gangsleistungen den wirtschaftli-
chen Zwecken der Klägerin.  

Bitte beachten Sie: 
Das Urteil des Finanzgerichts er-
läutert anschaulich, wann eine 
Vorteilsgewährung an die be-
schäftigten im überwiegenden be-
trieblichen Interesse liegen kann. 
Bei vergleichbaren Fällen müssen 
jeweils die unterschiedlichen Inte-
ressen abgewogen werden und es 
erscheint nicht abwegig zu sein, 
bei dem bestehenden Mangel an 
Mitarbeitern auch ein verbilligtes 
Mittagessen als Argument für eine 
Beschäftigung im Unternehmen 
zu bewerben. Hinzu kam im Streit-
fall noch eine besondere räumli-
che Lage des Unternehmens und 
ein Mangel an Möglichkeiten zur 
Selbstverpflegung, so dass hier 
außergewöhnlich viele Argumente 
für ein überwiegend betriebliches 
Interesse des Arbeitgebers spra-
chen, was man bei einer Bewer-
tung des Urteils berücksichtigen 
sollte.        

Ist bei besonderen Umständen 
der persönliche Vorteil, den die 
Arbeitnehmer aus der verbilligten 
Überlassung von Mahlzeiten zie-
hen, gegenüber den Bedürfnissen 
des Unternehmens nur unterge-
ordnet, liegt keine unentgeltliche 
Wertabgabe vor, die einen Vor-
steuerabzug ausschließen könnte. 
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IN KÜRZE 

Versagung des Vorsteuerab-
zugs bei Scheingeschäften 
EuGH, Urteil vom 25. Mai 2023 – 
Rs. C-114/22 – W 

Nach dem EuGH kann einem 
Steuerpflichtigen das Recht auf 
Vorsteuerabzug nicht allein des-
halb versagt werden, weil ein 
steuerbarer wirtschaftlicher Vor-
gang in Anwendung der Bestim-
mungen des nationalen Zivilrechts 
als Scheingeschäft eingestuft wird 
und nichtig ist, ohne dass von den 
Steuerbehörden dargetan werden 
muss, dass die Voraussetzungen 
dafür, diesen Vorgang nach Maß-
gabe des Unionsrechts als fiktiven 
Umsatz einzustufen, erfüllt sind 
oder dass, wenn dieser Umsatz 
tatsächlich bewirkt wurde, er auf 
einer Mehrwertsteuerhinterzie-
hung oder einem Rechtsmiss-
brauch beruht.  Im Streitfall ging 
es um eine Markenübertragung, 
die vom Direktor der Finanzver-
waltung als Scheingeschäft einge-
ordnet wurde, ohne dass dieser 
die Gründe für seine Ansicht dar-
gelegt hätte.    

 

AUS ALLER WELT  

TaxNewsFlash Indirect Tax 
KPMG-Beiträge zu indirekten 
Steuern aus aller Welt 

Diese und weitere Beiträge finden 
Sie hier. 

13 Jun - Czech Republic: 
Changes to application of VAT to 
real property 

9 Jun - Netherlands: Increased in-
terest on tax due for individual in-
come tax, dividend tax, VAT, other 
taxes 

6 Jun - Dominican Republic: Law 
creating national tax system of 
electronic invoicing passed 

31 May - Poland: New reporting 
requirements for cross-border 
payment service providers begin-
ning 2024 

30 May - Philippines: Optional fil-
ing and payment of monthly VAT 
returns for VAT-registered per-
sons 

26 May - Singapore: Application of 
GST in “direct selling” business 
model (High Court decision) 

24 May - EU: VAT implications of 
proposed EU Customs Union Re-
form 

16 May - South Africa: VAT regis-
tration process becomes more 
stringent 

15 May - Mexico: List of 185 regis-
tered foreign providers of digital 
services (as of 30 April 2023) 

11 May – Czech Republic: Sale of 
land treated as sale of goods for 
VAT purposes; no reverse charge 
for supplies of moveable items 
(Supreme Administrative Court 
decisions) 

 

 

https://home.kpmg/us/en/home/insights/2018/05/taxnewsflash-indirect-tax.html
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* Trade & Customs 

** Bitte beachten Sie, dass KPMG Internatio-
nal keine Dienstleistungen für Mandanten er-
bringt. 
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